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BRE MIS CHE BÜRGERSCH AFT  Drucksache 21/616 
Landtag (Neufassung zu Drs. 21/529 und zu 21/600) 
21. Wahlperiode 14. Juni 2024 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE 
LINKE 

PPL 96 (Land) - Ersatz-/Neubeschaffung Smartphones 
 

Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen für die Jahre 2024 
und 2025 

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 

I. Der Produktgruppenhaushalt wird wie folgt geändert: 

 
 Nr. Bezeichnung 

Produktplan: 96 IT-Budget der FHB 

Produktbereich: 96.01 IT/E-Government-Budget der FHB (L) 

Produktgruppe: 96.01.01 IT/E-Government-Budget der FHB (L) 
 

Der Anschlag bei den investiven Ausgaben wird für das Jahr 2024 um 600 Tsd. EUR erhöht. 

 

 

II. In konkreter Umsetzung wird der kamerale Haushaltsplan wie folgt ergänzt bzw. geändert: 
 Nr. Bezeichnung 

Einzelplan: 09 Finanzen 

Kapitel: 0950 IT - Budget 

Titel: 812 42-7 
(neu) 

Ersatz-/Neubeschaffung Smartphones bei der Poli-
zei 

 
Es wird ein Anschlag für das Jahr 2024 von 600.000 EUR eingestellt. 

Hier erfolgt die Deckung durch Entnahme aus zentraler Stabilitätsrücklage bei der Haus-
haltsstelle 0980.359 80-8. Die konkrete Deckung wird im Rahmen der Schlussanträge dar-
gestellt. 

 

Es wird folgender Haushaltsvermerk angebracht: 

1. Die Mittel sind gesperrt. Über die Aufhebung der Sperre entscheidet der Senator für 
Finanzen nach Vorlage der Planungsunterlagen gem. § 24 Abs. 2 LHO. 

2. Gegenseitig deckungsfähig mit 985 10-0. 
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 Nr. Bezeichnung 

Einzelplan: 09 Finanzen 

Kapitel: 0950 IT - Budget 

Titel: 985 10-0 
(neu) 

An Hst. 6110/385 09, Ersatz-/Neubeschaffung 
Smartphones bei der Polizei 

 

Es wird folgender Haushaltsvermerk angebracht: 

Siehe zu 812 42-7. 

 

 
Beschlussempfehlung: 

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag zu. 
 

 

Mustafa Güngör und die Fraktion der SPD 

Dr. Henrike Müller und die Fraktion Bündnis90/Die Grünen 

Sofia Leonidakis und Nelson Janßen und die Fraktion DIE LINKE 
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